Abwassersatzungen im Vergleich
Homberg – Niedenstein

	HOMBERG
	NIEDENSTEIN

	§ 2 Begriffsbestimmung
	§ 2 Begriffsbestimmung

	Grundstück im Sinne dieser Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder räumlich zusammenhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit bildet.
	Grundstück: Im Sinne des Grundbuchrechts.



Kommentar: Während sich Niedenstein an der Definition eines Grundstückes an dem Grundbuch hält, weitet Homberg die Definition aus und bezeichnet alles als Grundstück was eine wirtschaftliche Einheit bildet. Damit wird die Bezugsfläche für die Erhebung der Abwassergebühren ausgeweitet. Siehe dazu § 12, wo die Grundstücksfläche zur Grundlage der Berechnung wird.

	§ 3 Benutzungszwang
	§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang

	(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser dürfen nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen
	(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstücks als auch die Zuführung von Abwasser dürfen nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Gründen eingeschränkt oder werden. Die Erteilung der Genehmigung für die Zuführung von Abwasser setzt voraus, dass der Grundstückseigentümer einen  Nachweis darüber vorlegt, dass die
Zuleitungskanäle auf seinem Grundstück den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen. § 5 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten entsprechend.




Kommentar: 

Ein Benutzungszwang für die Einleitung von Niederschlagswasser in das städtische Kanalsystem gibt es nicht, es wäre auch widersinnig, soll doch möglichst viel Niederschlagswasser zurückgehalten werden und möglichst versichert werden. Der Homberger Magistrat bedauert, dass es für das Niederschlagswasser keinen Benutzungszwang gibt.
	§ 4, (5)  Grundstückseanschluss
	§ 3 


Fehlt  es an dem für die Ableitung von Abwasser erforderlichen Gefälle, hat der Abwassereinleiter eine Hebeanlage einzubauen, zu betreiben und zu warten.

	
	



Kommentar:
 In der Niedensteiner Satzung ist deutlich formuliert, dass in besonderen ungünstig gelegenen Fällen eine Hebeanlage einzubauen ist. Homberg drückt sich verklausuliert aus und verwirrt den Bürger mehr als das es Klarheit schafft.

	§ 12 Abwasserbeitrag
	§ 10 Abwasserbeitrag


(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands für die Herstellung und Anschaffung (Schaffung), Erweiterung und Erneuerung der öffentlichen Abwasseranlagen Beiträge



(3) Der Abwasserbeitrag setzt sich wie folgt zusammen:

Teilbetrag 1 
für die öffentliche Abwasserleitung 
0,60 € je m² Grundstücksfläche
0,60 € je m²  Geschossfläche

	
Teilbetrag 2
für die öffentliche Abwasserbehandlung

0,40 € je m²  Geschossfläche
	 (1)    Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands für die Schaffung, Erweiterung und Erneuerung der Abwasseranlagen Beiträge, die nach der Veranlagungsfläche bemessen werden. Die Veranlagungsfläche ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksfläche (§ 11) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

(2) Der Beitrag beträgt
/ 
a) für das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmöglichkeit (Schaffensbeitrag)
an eine Sammelleitung  7,50 EUR/m2 Veranlagungsfläche
an die Behandlungsanlage 1,50 EUR/m2 Veranlagungsfläche

b) Die Beitragssätze für Erneuerungs- und Erweiterungsmaßnahmen - Ergänzungs
beitrag - werden gesondert kalkuliert und festgesetzt, sobald entsprechende beitragsfähige Maßnahmen zur Verwirklichung anstehen.




Kommentar: 
In welchen Zeiträumen ist  der Abwasserbeitrag zu zahlen? 
Monatlich, Quartalsweise, jährlich oder nur einmalig bei der Herstellung des Anschlusses?

An der Abwasseranlage der Stadt ist immer zu arbeiten, wenn in einem Straßenstück eine Erweiterung zu einem neuen Baugrundstück stattfindet, müssen dann alle Grundstückseigentümer den Abwasserbeitrag in der genannten Höhe zahlen?

In Niedenstein wird ein solcher Beitrag nur einmal bei der Herstellung des Anschlusses erhoben, das ist noch nachvollziehbar. Die Homberger Regelung kennt dies Zuordnung nicht, wie soll eine solche Regelung juristisch ausgelegt werden?

	§ 13 (1)  Grundstücksfläche
	§ 11 Grundstücksfläche 


Grundstücksfläche im Sinne der Satzung ist ohne Rücksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder räumlich zusammenhängende Grundbesitz, der eine wirtschaftliche Einheit bildet.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt


(1) Als Grundstücksfläche im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstücken eines Bebauungsplans grundsätzlich die Fläche des Grundbuchgrundstücks; für außerhalb des Bebauungsplanbereich liegende Grundstücksteile gelten die nachfolgenden Vorschriften in Abs. 2 und 3 entsprechend.

	
	

	Umgriffsfläche 50 m
	Umgriffsfläche 5 m



Kommentar: 
Der Begriff „Umgriffsfläche“ wird in Homberg mit 50 m in Niedenstein mit 5 m angegeben.
Das hat erhebliche Auswirkungen: 50 x 50 Meter ergibt eine Fläche von 2500 Quadratmeter.
In Niedenstein:  5 x 5 Meter ergibt 25 Quadratmeter. Diese extremen Unterschiede zwischen zwei Satzungen bedürfen der Erklärung. Ob die Ausweitung auf 50 Meter vor Gericht Bestand hat, ist zweifelhaft.

	§ 15 Geschossflächen in unbeplanten Gebieten
	§ 14 Nutzungsfaktoren im ungeplanten Innenbereich

	(1) In unbeplanten Gebieten bestimmt sich die Geschossfläche nach folgenden Geschossflächenzahlen:
	(1)  Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.



Kommentar:  
Wie wird das ‚Gebiet’ definitorisch abgegrenzt? 
Wird zum Beispiel ein in der Nähe stehendes Haus mit mehreren Vollgeschossen mit eingeschlossen und so ein höherer Satz für alle Grundstücke die „Gebietes“ hergeleitete?

Gelten nur die vorhandenen Geschosse oder gilt die höchstmögliche Ausnutzung  nach dem Bebauungsplan

	§ 16 Gegenstand der Beitragspflicht
	§ 2 Grundstücke

	(1) Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundstücke, die anschließbaren, wenn für sie
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist und sie bebaut oder gewerblich genutzt werden können oder
b) ein bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, sie aber 
- nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und baulich oder gewerblich genutzt werden  können oder
- aufgrund einer Baugenehmigung baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen.
	



Kommentar: 
Die Bürger sollen auch für Grundstücke Beiträge leisten, wenn diese gar nicht wirtschaftlich genutzt sind und somit  daraus auch keine Einnahmen entstehen, aber auch keine Leistungen von der Stadt erbracht werden. Gebühren sind immer nur für Deckung von Leistungskosten erlaubt.

Der Begriff „Verkehrsauffassung“ ist nicht definiert und wird zum Gummiparagraphen, der willkürlich eingesetzt werden kann.

	§ 23 Benutzungsgebühr
	§ 23 

	(2) Die Abwasserabgabe für eigene Einleitung der Stadt und die Abwasserabgabe, die von anderen Körperschaften des öffentlichen Rechs auf die Stadt umgelegt wird, sowie der nicht über § 22 gedachte Aufwand für die Überwachung der Zuleitungskanäle zum öffentlichen Kanal (§ 5a Abs. 1 bis Abs. 29 entsprechend den Bestimmungen der Abwassereigenkontrollverordnung vom 23. Juli 2010 (GVBl. IS. 257) werden über die Abwassergebühren für das Einleiten von Schmutzwasser abgewälzt. 

	


Kommentar: 
Abwasserabgaben der Grundstücke der Stadt und von anderen „Körperschaften des öffentlichen Rechts“ werden den Bürgern aufgelastet.  Durch die Abwälzung der Kosten entsteht bei der Stadt kein Interesse an Entsiegelung von Flächen, das zeigt sich auch an den weiterhin bestehenden Bestrebungen des Magistrats weitere bisher unversiegelte Straßen zu versiegeln.
	§ 24 Gebührenmaßstäbe für Niederschlagswasser
	Niedenstein

	(1) Gebührenmaßstab für das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und künstlich befestigte Grundstücksfläche, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder abfließt. Für jeden m² wird eine Gebühr von 0,49 € jährlich erhoben.

	

	(2) […] nach folgenden Faktoren […] 
1.2 Kiesdächer und Gründächer 0,5 
	
Gründächer 0,2



Kommentar: 

Die Gebühr von 0,49 € ist von einem Ingenieurbüro auf der Grundlage von einer von der Stadt vorgegebenen  Fläche ermittelt worden. Wie die Stadt zu der Flächengröße kommt bleibt rätselhaft. Die Stadt hatte 2012 ein Planungsbüro beauftragt die versiegelten Flächen in der Kommune zu ermitteln. Die Ergebnisse waren so fehlerhaft, dass die Stadt die Arbeit daran stoppte und vertagte. Bis heute ist die Arbeit der Flächenermittlung nicht abgeschlossen. Es gibt Homberger, die noch niemals entsprechende Unterlagen erhalten haben.

Kies und Gründächer halten Niederschlagswasser zurück und tragen somit auch zum Hochwasserschutz bei. Der Faktor in Homberg weicht um mehr als das Doppelte von dem Wert in Niedenstein ab, ohne dafür eine stichhaltige und begründete Erklärung abzugeben.

	§ 24 a  (eingeschoben in Homberg)
Gebührenmaßstäbe und –sätze für die Grundgebühr für die Niederschlagswasserbehandlungsanlage
	In Niedenstein gibt es einen solchen Regelung nicht,


Zur Deckung der Kosten für die Beseitigung des Niederschlagswassers wird, neben der einleitungsabhängigen Gebühr nach  § 24, gemäß § 10 Abs. 3 KAG eine Grundgebühr für die Vorhaltung der Niederschlagswasserbehandlungsanlagen erhoben. Die Grundgebühr wird erhoben

a) für alle Grundstücke, für die die einleitungsabhängige Gebühr nach § 24 zu entrichten ist und

b) für Grundstücke, für die keine einleitungsabhängige Gebühr nach § 24 erhoben wird und wenn diese bebaute und/oder künstlich befestigte Grundstücksflächen haben.

	Gebührenmaßstab ist die gesamte Grundstücksfläche des angeschlossenen Grundstückes bis zu einer Größe von maximal 1500 qm je angeschlossenem Grundstück, ist die bebaute und künstlich befestigte Grundstücksfläche des Grundstückes, berechnet unter Berücksichtigung  der Faktoren des § 24 Abs. 2 größer als 1500 qm, so ist diese maßgebend für die Festsetzung der Grundgebühr. Pro Quadratmeter wird eine Gebühr von         € jährlich erhoben.
Dies Gebühr wird durch die Stadtverordnetenversammlung, vorausssichtlich zum 1. Mai 205, festgesetzt.
	



Kommentar: 

Hier wird eine Grundgebühr für die „Vorhaltung der Niederschlagswasserbehandlungsanlagen“ erhoben., die unabhängig von der eingeleiteten Regenwassereinleitung nur auf Basis der Grundstückgröße erhoben werden soll, selbst dann, wenn das Regenwasser auf dem Grundstück versickert. Die Gebühr ist auch dann für ein Grundstück zu zahlen, wenn gar keine Flächen versiegelt sind.

Für die Höhe der Gebühr ist noch kein Wert in der Satzung angegeben. Es ist auch kein Verfahren beschrieben, nach dem der Wert ermittelt werden soll. 

Was sind überhaupt  Niederschlagswasserbehandlungsanlagen? Das Kanalsystem und die Kläranlagen sind vorhanden und deren Kosten gehen in die Gebührenrechnung ein. Welche Kosten sollen danach noch einmal für die „Vorhaltung“ geltend gemacht werden, wenn die Kosten bereits durch die Abwassergebühren erhoben sind?

Unterschiede der Homberger Abwassersatzung gegenüber der Niedensteiner Satzung 
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